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<RepeatBlock-By><Members>Helmut Scholz</Members>
<AuNomDe>{The Left}im Namen der Fraktion The Left</AuNomDe>
</RepeatBlock-By>
<TitreType>Gemeinsamer Entschließungsantrag</TitreType>
<Rapporteur>PPE, S&D, Renew, Verts/Ale, ECR</Rapporteur>
<Titre>Systematische Unterdrückung in Belarus und ihre Folgen für die Sicherheit Europas nach den Entführungen aus einem von den belarussischen Staatsorganen abgefangenen Zivilflugzeug aus der EU</Titre>
<DocAmend>Gemeinsamer Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 12</Article>
	

	Gemeinsamer Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	12.	betont, dass die Kontakte und die Zusammenarbeit mit Vertretern der belarussischen demokratischen Kräfte in Minsk und im Exil, insbesondere mit Swjatlana Zichanouskaja und den Mitgliedern des Koordinierungsrates und des nationalen Krisenbewältigungsteams, unbedingt aufrechterhalten und ausgebaut werden müssen; schließt sich daher den Forderungen an, deren Vertreter anlässlich des G7-Gipfels vom 11. bis 13. Juni 2021 und des Gipfeltreffens der Östlichen Partnerschaft 2021 einzuladen, und empfiehlt, sie auch künftig zu hochrangigen bilateralen Treffen auf Regierungsebene sowie zu Parlamentssitzungen und interparlamentarischen Treffen einzuladen und Belarus-Gruppen in allen nationalen Parlamenten der EU-Mitgliedstaaten einzurichten;
	12.	betont, dass Kontakte und die Zusammenarbeit mit allen Teilen der demokratischen Zivilgesellschaft in Belarus, insbesondere jenen im Land selbst, aber auch jenen im Exil, unbedingt eingerichtet, aufrechterhalten und ausgebaut werden müssen und dass die Unterstützung und Zusammenarbeit nicht auf Swjatlana Zichanouskaja und die Mitglieder des Koordinierungsrates und des nationalen Krisenbewältigungsteams beschränkt bleiben dürfen; 
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<TitreType>Gemeinsamer Entschließungsantrag</TitreType>
<Rapporteur>PPE, S&D, Renew, Verts/Ale, ECR</Rapporteur>
<Titre>Systematische Unterdrückung in Belarus und ihre Folgen für die Sicherheit Europas nach den Entführungen aus einem von den belarussischen Staatsorganen abgefangenen Zivilflugzeug aus der EU</Titre>
<DocAmend>Gemeinsamer Entschließungsantrag</DocAmend>
<Article>Ziffer 17</Article>
	

	Gemeinsamer Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	17.	fordert den Rat auf, rasch Wirtschaftssanktionen zu beschließen und umzusetzen, die substanziell sein und so weit wie möglich unmittelbar das belarussische Regime, seine Unterstützer und diejenigen Wirtschaftsakteure treffen müssen, die das Regime stützen; fordert, dass sich diese Wirtschaftssanktionen gegen öffentliche und private Unternehmen richten, die direkt vom Regime kontrolliert werden oder eng mit den Geschäftsinteressen des Regimes verwoben oder dafür bekannt sind, dass sie ihre Mitarbeiter wegen der Teilnahme an Streiks oder Protesten entlassen haben; fordert, dass branchenspezifische Sanktionen insbesondere gegen die Rohölverarbeitung und die Herstellung von Erdölerzeugnissen sowie gegen die Kaliindustrie, die Stahlindustrie und die holzverarbeitende Industrie verhängt werden; fordert darüber hinaus, dass die Zusammenarbeit mit staatseigenen belarussischen Banken und ihre Finanzierung eingestellt und die Kreditlinien internationaler Banken für Tochterbanken in Belarus begrenzt werden und dass in Betracht gezogen wird, Belarus vorübergehend aus dem SWIFT-System auszuschließen; fordert in der EU registrierte Unternehmen und insbesondere die Siemens AG auf, die Zusammenarbeit mit belarussischen staatlichen Stellen in Form der Weitergabe von Technologie und Know-how einzustellen; fordert die Mitgliedstaaten und die Organe der EU auf, engagierter gegen den in erheblichem Ausmaß betriebenen Zigarettenschmuggel aus Belarus in die EU vorzugehen, aus dem das Lukaschenka-Regime Einnahmen generiert; spricht sich für ein koordiniertes solidarisches Vorgehen der EU aus, mit dem die wirtschaftlichen Schwierigkeiten der Mitgliedstaaten ausgeglichen werden, die am stärksten von den Wirtschaftssanktionen gegen Belarus betroffen sind;
	17.	ist besorgt angesichts der negativen Auswirkungen, die die von der EU bereits verhängten oder geplanten Wirtschaftssanktionen auf die gesamte belarussische Bevölkerung gezeitigt haben; lehnt daher allgemeine und branchenbezogene Wirtschaftssanktionen ab, da sich durch sie die Spaltung in der belarussischen Gesellschaft zu vertiefen droht und sie zur Verschlechterung der sozialen Lage vieler Menschen in dem Land beitragen und mit ihnen kein Beitrag dazu geleistet wird, dass die belarussische Gesellschaft zur Demokratie zurückkehrt und sich aussöhnt; stellt fest, dass gezielte restriktive Maßnahmen gegen die verantwortlichen Politiker bzw. gegen sonstige Personen verhängt werden müssen, die Menschenrechtsverletzungen für schuldig befunden wurden und für die Unterdrückung von Personen haftbar gemacht werden können, die sich für eine pluralistische demokratische Gesellschaft und Debatte einsetzen und ihre politischen und sozialen Rechte ausüben, zu denen auch das Streikrecht und die Freiheit der Meinungsäußerung zählen;
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<Article>Ziffer 22</Article>
	

	Gemeinsamer Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	22.	betont, dass Sanktionsmechanismen zwar die beste Möglichkeit der EU sind, mit Unrechtsregimen angemessen umzugehen, die EU aber zusätzlich zu den Sanktionen gegen belarussische Staatsunternehmen den Druck innerhalb des Landes nutzen sollte, indem sie die belarussische Zivilgesellschaft unterstützt;
	22.	bringt seine Besorgnis darüber zum Ausdruck, dass die Strategie der EU, in der Sanktionen mit finanzieller und materieller Unterstützung für Teile der Zivilgesellschaft, die enge Verbindungen zu bestimmten Mitgliedstaaten pflegen und hauptsächlich von außerhalb des Landes arbeiten, kombiniert werden, einer Strategie des Regimewechsels gleichkommt, die der EU von interessierten internationalen Akteuren aus geopolitischen Gründen aufgezwungen wird; betont, dass die Fortsetzung dieser Strategie der Regierung Lukaschenka Spielraum verschaffen könnte, ihre Politik der Spaltung der belarussischen Gesellschaft und der Vertiefung der Kluft zwischen verschiedenen Teilen der Bevölkerung fortzusetzen;
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	Gemeinsamer Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	23.	fordert die Kommission und den HR/VP auf, gemeinsam mit internationalen Partnern die Organisation einer hochrangigen internationalen Konferenz über die Zukunft eines demokratischen Belarus einzuleiten, deren Themen die Beilegung der Krise in Belarus, die Ermittlung und strafrechtliche Verfolgung von durch die belarussischen Staatsorgane gegen die belarussische Bevölkerung begangenen Verbrechen und der demokratische Wandel in Belarus sind; ist der Ansicht, dass durch eine derartige Konferenz unter der Leitung der EU, an der internationale Finanzinstitutionen, die G7-Länder, die Mitgliedstaaten und Organe der EU und andere teilnehmen, die bereit sind, ein Finanzpaket in Höhe von mehreren Milliarden Euro zu schnüren, die künftigen Reformbemühungen und die Umstrukturierung der Wirtschaft unterstützt werden und der belarussischen Bevölkerung eine klare Botschaft der Unterstützung übermittelt wird;
	23.	bekräftigt seine Unterstützung für die protestierende Zivilgesellschaft in Belarus, die bestrebt ist, die ausweglose Lage zu überwinden und die tiefgreifende Krise zu bewältigen, und nimmt die diesbezügliche internationale Unterstützung zur Kenntnis; fordert jedoch alle internationalen Akteure auf, äußerste Zurückhaltung zu üben, insbesondere was die finanzielle Unterstützung der Konfliktparteien betrifft; kritisiert den selektiven Ansatz der EU und anderer internationaler Akteure bei der Wahl der Kräfte, die aus geopolitischen Erwägungen unterstützt werden; fordert Transparenz bei der Verteilung der finanziellen Unterstützung durch die EU, ihre Mitgliedstaaten, die USA und andere internationale staatliche und nichtstaatliche Akteure an Teile der Opposition;
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<Titre>Systematische Unterdrückung in Belarus und ihre Folgen für die Sicherheit Europas nach den Entführungen aus einem von den belarussischen Staatsorganen abgefangenen Zivilflugzeug aus der EU</Titre>
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	Gemeinsamer Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	23.	fordert die Kommission und den HR/VP auf, gemeinsam mit internationalen Partnern die Organisation einer hochrangigen internationalen Konferenz über die Zukunft eines demokratischen Belarus einzuleiten, deren Themen die Beilegung der Krise in Belarus, die Ermittlung und strafrechtliche Verfolgung von durch die belarussischen Staatsorgane gegen die belarussische Bevölkerung begangenen Verbrechen und der demokratische Wandel in Belarus sind; ist der Ansicht, dass durch eine derartige Konferenz unter der Leitung der EU, an der internationale Finanzinstitutionen, die G7-Länder, die Mitgliedstaaten und Organe der EU und andere teilnehmen, die bereit sind, ein Finanzpaket in Höhe von mehreren Milliarden Euro zu schnüren, die künftigen Reformbemühungen und die Umstrukturierung der Wirtschaft unterstützt werden und der belarussischen Bevölkerung eine klare Botschaft der Unterstützung übermittelt wird;
	23.	fordert die Kommission und den HR/VP auf, gemeinsam mit internationalen Partnern wie der OSZE und den Vereinten Nationen festzulegen, wie die EU internationale Bemühungen um die Organisation einer hochrangigen internationalen Konferenz über die Zukunft eines demokratischen Belarus zur Beilegung der Krise in Belarus konkret unterstützen könnte, deren Hauptziel es ist, die Konfrontation zwischen dem Lukaschenka-Regime und der belarussischen Bevölkerung zu beenden und einen nationalen Dialog über das weitere Vorgehen einzuleiten; fordert alle internationalen Akteure eindringlich auf, das Recht der belarussischen Bevölkerung zu achten, über ihren Entwicklungsweg frei von Druck und Einmischung aus dem Ausland selbst zu bestimmen; hält es für vordringlich, in der gesamten Gesellschaft über die Verfassungsreform des Landes und die Reformen zu diskutieren, die erforderlich sind, um für eine stabile und dauerhafte Entwicklung des Landes zu sorgen und die verschiedenen demokratischen politischen und zivilgesellschaftlichen Kräfte des Landes zusammenzubringen; 
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<Titre>Systematische Unterdrückung in Belarus und ihre Folgen für die Sicherheit Europas nach den Entführungen aus einem von den belarussischen Staatsorganen abgefangenen Zivilflugzeug aus der EU</Titre>
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	Gemeinsamer Entschließungsantrag
	Geänderter Text

	22.	betont, dass Sanktionsmechanismen zwar die beste Möglichkeit der EU sind, mit Unrechtsregimen angemessen umzugehen, die EU sich aber zusätzlich zu den Sanktionen gegen belarussische Staatsunternehmen den Druck innerhalb des Landes zunutze machen sollte, indem sie die belarussische Zivilgesellschaft unterstützt;
	22.	betont, dass die sich immer schneller drehende Spirale der Verhängung von immer mehr Sanktionen – was an die gescheiterte Strategie des maximalen Drucks der USA erinnert – keine sinnvolle Alternative dazu ist, die frühere Politik des Lukaschenka-Regimes zu akzeptieren, die auf einen selektiven Ausgleich zwischen engeren Beziehungen zur Russischen Föderation einerseits und intensivierten Beziehungen zur Europäischen Union andererseits ausgerichtet war und einzig und allein auf die Sicherung der politischen Macht des Regimes abzielte; stellt fest, dass beide Strategien gescheitert sind und dazu geführt haben, dass die Repressionen in Belarus und die Spannungen in der Region immer weiter zunehmen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
[bookmark: _GoBack]</RepeatBlock-Amend>
<PathFdR>AM\1233828DE.docx</PathFdR>		PE<NoPE>694.438</NoPE><Version>v01-00</Version> }
		PE<NoPE>694.442</NoPE><Version>v01-00</Version> }
		PE<NoPE>694.449</NoPE><Version>v01-00</Version> }
		PE<NoPE>694.450</NoPE><Version>v01-00</Version> }
		PE<NoPE>694.454</NoPE><Version>v01-00</Version> } RC1
DE	In Vielfalt geeint	DE
